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Einleitung 
In den letzten Jahren ist der Lärmschutz an der Schiene 
zusehends in das öffentliche Bewusstsein gerückt. Einerseits 
besteht breite Übereinstimmung, dass mehr Güter auf der 
Bahn transportiert werden sollen, andererseits wird der 
verstärkte Güterverkehr als Beeinträchtigung wahrgenom-
men. Nach der aktuellen Verkehrsprognose des Bundes-
ministerium für Verkehr, Bau und Stadtentwicklung 
(BMVBS) wird das Güterverkehrsaufkommen auch in 
Zukunft anwachsen. Ziel der Bundesregierung ist es, das 
zusätzliche Aufkommen zu einem hohen Anteil auf die 
Schiene zu verlagern.  

Die Akzeptanz für einen weiteren Ausbau der Verkehrs-
infrastruktur hängt entscheidend davon ab, dass die 
Lärmbelastung der Bevölkerung reduziert wird. Die 
Bundesregierung und die Deutsche Bahn AG wollen deshalb 
den Lärmschutz ausweiten. Erklärtes Ziel ist es, die 
Lärmbelästigung im Schienenverkehr – ausgehend vom 
Basisjahr 2008 – bis zum Jahr 2020 um 50 Prozent zu 
mindern. 

Das Lärmsanierungsprogramm 
Seit 1999 investiert der Bund in ein freiwilliges 
Lärmsanierungsprogramm, das seit 2007 mit jährlichen 
Mitteln von 100 Millionen Euro ausgestattet ist. In den 
letzten 13 Jahren konnten so 1.054 Kilometer Schienennetz, 
752 Ortsdurchfahrten und 45.600 Wohnungen saniert 
werden. Zusätzlich zum Lärmsanierungsprogramm hat das 
BMVBS im Rahmen des Konjunkturpakets II in den Jahren 
2009 und 2010 72 Millionen Euro für die Erprobung 
innovativer Lärmminderungs-Technologien für die Schie-
neninfrastruktur bereitgestellt.  

Lärmminderung an der Quelle 
Die Lärmminderung an der Quelle durch die Umrüstung der 
vorhandenen Güterwagenflotte führt - im Gegensatz zu 
konventionellen Lärmschutzmaßnahmen, die nur punktuelle 
Wirkung haben - zu einer flächendeckenden Lärm-
reduzierung. Ein wesentlicher Beitrag zur Halbierung des 
Schienenverkehrslärms ist jedoch erst dann erreicht, wenn 
ca. 80 Prozent der eingesetzten und vorhandenen 
Güterwagen mit Verbundstoffbremssohlen ausgerüstet sind. 

Um dieses Ziel erreichen zu können, müssten ca. 180.000 in- 
und ausländische Güterwagen, die die Güterverkehrsleistung 
auf dem deutschen Netz erbringen, umgerüstet werden. 

In einem im Jahr 2007 beauftragten Gutachten „Der Weg 
zum leiseren Güterverkehr“ wurden als konkrete Handlungs-

schritte u.a. empfohlen, Güterwagen auf „leise“ Brems-
sohlen umzurüsten. Im Gegensatz zu herkömmlichen 
Bremssohlen aus Grauguss halten diese sogenannten LL- 
und K-Bremssohlen aus Verbundwerkstoffen die Lauffläche 
der Eisenbahnräder dauerhaft in glattgeschliffenen Zustand, 
was die Abrollgeräusche der Güterwagen um bis zu 10 
dB(A) reduziert. 

Aus diesem Grund hat die Bundesregierung unter 
Federführung BMVBS im Jahr 2008 das interministerielle 
begleitete Pilot- und Innovationsprogramm zur Reduzierung 
des Lärms durch Güterverkehr auf der Schiene initiiert, um 
hiermit die Voraussetzungen dafür zu schaffen, die 
Bestandsflotte der Güterwagen auf leise Technologien 
umrüsten zu können. 

Die Projektlaufzeit war auf einen Zeitraum von 2008 bis 
2012 geplant und unterstützt mit der Anreizsetzung zur 
Umrüstung die Ziele der Fortschreibung des nationalen 
Verkehrslärmschutzpakets II vom August 2009 sowie des 
Koalitionsvertrags  vom Oktober 2009. 

Das Pilot- und Innovationsprogramm setzt die folgenden 
Schwerpunkte:  

- mit dem Pilotprojekt "Leiser Rhein" einen raschen 
Einstieg in die Umrüstung und den schnellen 
Einsatz leiser Wagen auf dem hoch belasteten 
Rheinkorridor zu ermöglichen; 

- mit einem Innovationsprogramm für leise K- und 
LL- Bremssohlen die Verfügbarkeit kosten-
günstiger Umrüstlösungen zu verbessern; 

- mit der Vorbereitung zur Einführung eines lärm-
abhängigen Trassenpreissystems  mittelfristig die 
Umrüstung der gesamten Güterwagenflotte und 
damit bundesweit und flächendeckend eine maß-
gebliche Lärmminderung zu erreichen. 

 

Im Rahmen des Pilotprojektes „Leiser Rhein“ wurden bisher 
Zuwendungsbescheide für die Umrüstung von 1.250 
Güterwagen erteilt. Die Umrüstung beginnt im ersten 
Halbjahr 2012. 

Einführung eines lärmabhängigen 
Trassenpreissystems 
Um die flächendeckende Umrüstung zu initiieren, haben 
Bundesverkehrsminister Dr. Peter Ramsauer MdB und der 
Vorstandsvorsitzende der Deutschen Bahn AG, Dr. Rüdiger 
Grube am 05. Juli 2011 eine Eckpunktevereinbarung 
unterzeichnet, die die Rahmenbedingungen für die Einfüh-
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rung eines lärmabhängigen Trassenpreissystems (laTPS) 
zum Fahrplanwechsel am 09. Dezember 2012 mit einer 
Laufzeit von 8 Jahren festlegt. Der Schienenlärm soll damit 
deutlich und dauerhaft verringert werden. Das lärmab-
hängige Trassenpreissystem sieht höhere Entgelte für Züge 
ohne Flüsterbremsen oder andere lärmreduzierende 
Technologien vor und einen Bonus für Güterwagen, die 
entsprechend umgerüstet werden und die Lärmgrenzwerte 
der Technischen Spezifikationen für die Interoperabilität 
(TSI) Lärm einhalten.  

In- und ausländische Wagenhalter erhalten hierbei einen 
Bonus in Höhe von 0,7 Cent für jeden leisen Achs-Kilometer 
für nach dem 09. Dezember 2012 umgerüstete Güterwagen. 
Um hohe Kosten für die Administration und die Einführung 
von IT-Systemen zu vermeiden, beruht das System auf 
etablierten Mechanismen und vor allem der Selbst-
deklaration leiser Kilometer durch die Wagenhalter.  
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Abbildung 1: Prinzipielle Funktionsweise des laTPS. 

 

Die Finanzierung der Boni an Wagenhalter wird zum einen 
durch die lärmabhängige Entgeltkomponente und zum 
anderen durch eine Zuwendung des Bundes finanziert 
werden. Die Gesamtkosten für die Umrüstung werden auf 
etwa 309 Mio. Euro geschätzt und sollen hälftig von Bund 
und Eisenbahnsektor getragen werden. Deshalb ist 
beabsichtigt, die Zuwendung des Bundes auf jährlich 50 
Prozent der Bonuszahlungen und bis zu 50 Prozent der 
Summe der Bonuszahlungen über die Laufzeit des laTPS, 
höchstens aber 152 Mio. Euro über den gesamten 
Förderzeitraum zu begrenzen. 

Bei der Festlegung der Höhe des Bonus je Achskilometer 
werden die Umrüstkosten auf die LL-Sohle zu Grunde 
gelegt. Nach der Einführung des laTPS auf andere 
Lärmminderungstechniken umgerüstete Güterwagen erhal-
ten ebenfalls einen Bonus in gleicher Höhe, sofern der 
Wagenhalter den Nachweis der Einhaltung der Grenzwerte 
der TSI Lärm erbringen kann.  

Die DB Netz AG übernimmt die Auszahlung der 
Bonuszahlungen an die Wagenhalter und stellt die nach EG-
Richtlinie 2001/14/EG gebotene Erlösneutralität sicher.  

 

 

 

Abschluss des laTPS 
Spätestens im Anschluss an die Laufzeit des laTPS von 8 
Jahren ist beabsichtigt, den Betrieb von grauguss-
gebremsten Güterwagen in Deutschland zu untersagen. 
Hierzu laufen derzeit die Vorbereitungen für die Einführung 
von ordnungsrechtlichen Maßnahmen und deren Über-
prüfung auf Europa-rechtliche Konformität. 

Sollte es nicht möglich sein, ein Verbot lauter Güterwagen 
durchzusetzen, werden die Kosten umweltbezogener 
Auswirkung, die durch den Lärm von Güterwagen entstehen, 
vollständig den Verursachern angelastet werden. Dies 
könnte beispielsweise durch eine signifikante Erhöhung des 
Trassenpreises für diese lauten Züge erfolgen. 

In der Kombination einer wirtschaftlichen Anreizsetzung 
über das laTPS und der betrieblichen Einschränkung von 
lauten Wagen im Anschluss bis hin zu einem möglichen 
Verbot lauter Güterwagen, sieht das BMVBS ein geeignetes 
Instrument, um die Umrüstung der heute überwiegend lauten 
Bestandsflotte erheblich zu beschleunigen. 

Nur so wird es möglich sein, das Ziel, die Lärmbelästigung 
im Schienenverkehr – ausgehend vom Basisjahr 2008 – bis 
zum Jahr 2020 um 50 Prozent zu reduzieren. 

Nur im Abgleich der europarechtlichen Machbarkeit und 
damit in Abstimmung mit der Europäischen Kommission 
und den Mitgliedsstaaten wird ein zählbarer Erfolg für die 
Menschen in Europa zu erreichen sein. 
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